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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Stimmung in der Bevölkerung

Die von der GfS-Bern im Auftrag der Crédit Suisse jährlich durchgeführte
repräsentative Befragung über die wichtigsten Sorgen der Bewohnerinnen und
Bewohner der Schweiz ergab die selben Spitzenreiter wie im Vorjahr. Trotz anhaltend
guter Wirtschaftslage und zunehmender Beschäftigung figurierte die Arbeitslosigkeit
(57%; -9% gegenüber dem Vorjahr) immer noch an der Spitze der Rangliste, gefolgt von
der Sorge um die Altersvorsorge (45%; -6%) resp. die Gesundheit (38%; -17%). Alle drei
Bereiche wurden allerdings markant weniger häufig genannt als im Jahr 2006. Massiv
zugelegt haben demgegenüber die nächstwichtigen Themen Ausländerproblematik
(35%; +8%) und die Angst, die persönliche Sicherheit sei nicht mehr gewährleistet
(30%; +17%). Dass die Umfrage im August durchgeführt wurde, also zu der Zeit als die
Inserat- und Plakatkampagne der SVP mit genau diesen beiden Themen überall präsent
war, mag an diesem Resultat nicht ganz unschuldig sein. Ähnliches gilt wohl auch für die
grösser gewordene Angst vor der Zerstörung der Umwelt, welche 2006 nur von 7% der
Befragten als eines der fünf wichtigsten Themen genannt wurde, im Wahljahr 2007 aber
von 25%. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.12.2007
HANS HIRTER

Rechtsordnung

Strafrecht

Zwei tragische Vorfälle entfachten eine lebhafte Diskussion über den Strafvollzug in der
Schweiz. Im Mai war die 19-jährige Marie aus Payerne von einem 39-jährigen,
vorbestraften Delinquenten entführt und erdrosselt worden. Im September wurde die
Genfer Sozialtherapeutin Adeline M. von Fabrice A., einem seit 12 Jahren einsitzenden
Sexualstraftäter, den sie im Rahmen eines Resozialisierungsprogramms allein zu einem
Reiterhof begleitete, getötet. Die beiden Mordfälle liessen verschiedene Aspekte des
Schweizer Strafvollzugsföderalismus Gegenstand heftiger Kritik werden, die sowohl im
Parlament als auch in der Presse artikuliert wurde. Konsens bestand darüber, dass die
beiden traurigen Vorfälle die Defizite im Strafvollzug deutlich zu Tage förderten. Uneinig
war man sich hingegen bezüglich der Massnahmen, mit denen diese Fehler behoben
werden sollten. Während Strafrechtsexperten und die Gefangenenorganisation Reform
91 eine stärkere Zentralisierung des Strafvollzugs – mitunter die Schaffung eines
zentralen Registers für Sexualstraftäter, Gutachter und Gerichte – forderten, wehrten
sich die Kantone weiterhin gegen ein nationales Strafvollzugsgesetz. Zudem gerieten mit
dem Fall von Genf auch die psychiatrischen Gutachten und deren Verfasser in die
Kritik. Es zeigte sich, dass eine gesetzliche Qualitätssicherung in den meisten Kantonen
fehlt. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.05.2013
NADJA ACKERMANN

Innere Sicherheit

Eine verschärfte und einheitliche Regelung ist vor allem für den Kauf von
halbautomatischen Hand- und Langfeuerwaffen (u.a. Maschinenpistolen) nötig. Da das
interkantonale Konkordat davon ausgegangen war, dass diese nicht versteckt getragen
und deshalb auch nicht zu missbräuchlichen Zwecken verwendet werden können,
machte es für deren Erwerb auch keinen Waffenerwerbs- und -tragschein erforderlich.
Kriminelle und neuerdings auch Personen aus den Bürgerkriegsgebieten Jugoslawiens
profitierten zusehends von dieser Regelung. Sogar die Gesellschaft «Pro Tell», welche
massgeblich am Scheitern des Gesetzesentwurfs von 1983 beteiligt gewesen war,
forderte nun in diesem Bereich restriktivere Vorschriften, sprach sich aber weiterhin
gegen eine Regelung auf Bundesebene aus. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.10.1991
HANS HIRTER
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Kriminalität

Aus der schweizerischen Kriminalstatistik ist bekannt, dass unter den Verurteilten die
Ausländer überproportional stark vertreten sind. So beträgt ihr Anteil bei den
Gewaltdelikten rund 45 Prozent. Ein guter Teil dieser Ausländer ist aber gar nicht in der
Schweiz wohnhaft. Gemäss einer Auswertung des Bundesamtes für Statistik betrug der
Anteil dieser Gruppe am Total aller verurteilten Straftäter im Mittel der Jahre 1987 bis
1991 bei Mord 24 Prozent und bei anderen Gewaltdelikten mehr als 10 Prozent; bei den
Verurteilungen wegen Drogenhandel handelte es sich sogar bei jedem Dritten um einen
nicht in der Schweiz wohnenden Ausländer. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.03.1993
HANS HIRTER

Erstmals seit 1988 ist 1992 die Gesamtheit der bei der Polizei angezeigten Verbrechen
und Vergehen wieder zurückgegangen. Ausschlaggebend für diese Entwicklung war eine
Abnahme bei den gemeldeten Diebstählen; die angezeigten Gewaltdelikte wie Raub
oder Körperverletzung nahmen jedoch weiterhin zu. Die wachsende Angst eines Teils
der Bevölkerung, Opfer eines Verbrechens zu werden, liess die öffentliche resp. die
innere Sicherheit auch zu einem wichtigen politischen Thema werden. Nach einer recht
emotionalen Debatte im Sommer präsentierten im Oktober sowohl die FDP als auch die
CVP ihre Thesen und Vorschläge zu dieser Problematik. Bei der Ursachenforschung
vermieden beide Parteien Schuldzuweisungen an politische Gegner oder bestimmte
Bevölkerungsgruppen. Sie machten für die wachsende Kriminalität eher allgemeine
gesellschaftliche Entwicklungen wie zunehmende Anonymität und Wertewandel
verantwortlich. Als Gegenmittel schlugen sie einen Ausbau der Strafverfolgungs- und
-vollzugsbehörden vor, was freilich nicht ohne zusätzliches Personal und neue
Strafvollzugsanstalten zu bewerkstelligen wäre. Auch Exponenten der SVP äusserten
sich in ähnlicher Weise. Bundesrat Koller beauftragte eine verwaltungsinterne
Arbeitsgruppe mit der Abklärung der Frage, welche Beiträge das EJPD zur Verbesserung
der Situation leisten kann. Wenig Resonanz fand dieses Thema bei der SP, die zwar
ebenfalls Vollzugsprobleme konstatierte, sonst aber den Verdacht äusserte, dass dieses
Thema von den bürgerlichen Parteien hochgespielt werde, um von den wirtschaftlichen
Problemen abzulenken und um Wählerstimmen zu erobern. Zumindest im lokalen
Rahmen wurde ihre Anschuldigung bestätigt, als die Zürcher SVP in Wahlkampfinseraten
die «Linken und Netten» für die zunehmende Kriminalität verantwortlich machte. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.12.1993
HANS HIRTER

Nicht zuletzt die im Berichtsjahr in Belgien aufgedeckten Verbrechen an Kindern
lenkten die Aufmerksamkeit auch in der Schweiz verstärkt auf dieses Thema. In
Lausanne verurteilte das erstinstanzliche Strafgericht zum ersten Mal einen Schweizer
für Unzucht mit Kindern, welche er als Tourist im Ausland (Sri Lanka und Haiti) begangen
hatte. In den beiden Ländern war der Verurteilte nicht angeklagt worden. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.12.1996
HANS HIRTER

Das Urteil, welches Transparency International über die Schweiz fällt, ist positiv. Die
Schweiz gehöre zu den weltweit am wenigsten korrupten Ländern.
Verbesserungspotential sieht die Organisation jedoch bei der Transparenz bezüglich
der Finanzierung von politischen Parteien und von Wahl- und Abstimmungskampagnen
sowie der Wahl von Richtern und Staatsanwälten durch politische Behörden. Zudem
sollten Whistleblower durch einen besseren Kündigungsschutz und einen nationalen
Ombudsmann besser geschützt werden. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.02.2012
NADJA ACKERMANN

Im Rahmen der Umsetzung der Nationalen Strategie zum Schutz der Schweiz vor
Cyberrisiken (NCS) auf Stufe der Kantone und der Gemeinden fand im März 2014 in Bern
die zweite Cyber-Landsgemeinde statt. Ziel des durch den Sicherheitsverbund Schweiz
(SVS) organisierten Anlasses war der Austausch über den Umsetzungsstand der Strategie
sowie die Koordination des weiteren Vorgehens. Die nächste Cyber-Landsgemeinde soll
2015 stattfinden. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.03.2014
NADJA ACKERMANN
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Am 20. November 2014 fand in Bern die vom Informatiksteuerungsorgan des Bundes
(ISB) organisierte Tagung zum Thema Cyber-Risiken Schweiz statt. Die rund 150
Teilnehmer aus Bund, Kantonen und Wirtschaft diskutierten an verschiedenen Podien
über den aktuellen und zukünftigen Schutz kritischer Infrastrukturen in der Schweiz.
Offen blieb dabei die Frage, wem die Hauptverantwortlichkeit beim Schutz vor Cyber-
Angriffen zufällt. Es bestand jedoch Konsens darüber, dass ein effektiver Schutz nur in
intra- und internationaler Zusammenarbeit gewährleistet werden könne. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.11.2014
NADJA ACKERMANN

Polizei

Immer wieder berichtete die Presse im Jahr 2016 von der vermehrten Gewalt gegen
Polizistinnen und Polizisten und der zunehmenden Brutalität der Angriffe. Waren im
Jahr 2000 noch knapp 800 Anzeigen wegen Gewalt und Drohung gegen Behörden und
Beamte eingegangen, verzeichnete die Kriminalstatistik 2015 deren 2800 – mehr als
dreimal so viele wie zu Beginn des Jahrtausends. Der Verband Schweizerischer
Polizeibeamter (VSPB) sowie verschiedene Kantons- und Stadtpolizeien monierten
abnehmenden Respekt und zunehmende Rücksichtslosigkeit gegenüber den Beamten.
Die Situation habe sich in den vergangenen Jahren stark verschlimmert, konstatierte
VSPB-Generalsekretär Max Hofmann gegenüber dem Tages-Anzeiger, und dennoch
stosse man bei der Politik auf «taube Ohren». Zusammen mit dem Tessiner Verein
«Amici delle Forze di Polizia Svizzere» und dem Verband der Tessiner
Kommunalpolizeien lancierte der VSPB deshalb eine Online-Petition mit der Forderung
nach schärferen Strafen bei Gewalt gegen die Polizei. Damit wollte er den Druck auf
die Politik erhöhen, denn durch deren bisherige Untätigkeit – eine Petition des VSPB
aus dem Jahr 2010 sowie mehrere Standesinitiativen (VD: Kt.Iv. 11.312; GE: Kt.Iv. 12.306;
TI: Kt.Iv. 14.301) waren im Parlament noch pendent – fühlten sich die Polizeibeamten
nicht mehr ernst genommen, so Hofmann. Besonders betroffen seien die
Ordnungskräfte in den Städten, wo sie – vor allem in Zürich und Bern – immer wieder
ins Visier der linksextremen Szene gelangten oder im Rahmen von emotionsgeladenen
Sportveranstaltungen mit Hooligans zu tun hätten. Doch auch einzelne, «schlecht
gelaunte Mitmenschen» würden etwa im Rahmen von Personenkontrollen vermehrt
ausfällig oder sogar gewalttätig, schilderte das St. Galler Tagblatt. Die Präsidentin des
VSPB, Johanna Bundi Ryser, bezeichnete die Situation in derselben Zeitung als
«alarmierend». Eine Gesetzesverschärfung allein löse das Problem zwar nicht, aber die
jetzige Strafpraxis sei «inakzeptabel»; Gewalt dürfe für Polizistinnen und Polizisten kein
Berufsrisiko sein. Von einem höheren Strafmass erhoffte sie sich vor allem eine
abschreckende Wirkung.
Politische Unterstützung erhielt das Anliegen schliesslich von den beiden Nationalräten
Bernhard Guhl (bdp, AG) und Marco Romano (cvp, TI) sowie Nationalrätin Sylvia
Flückiger-Bäni (svp, AG). Während die Aargauer SVP-Vertreterin eine entsprechende
Motion einreichte, setzten Romano und Guhl auf parlamentarische Initiativen. Guhl
versprach zudem als Präsident der parlamentarischen Gruppe für Polizei- und
Sicherheitsfragen, die Parlamentsangehörigen für das Thema sensibilisieren zu wollen.
Auch in den Kantonsparlamenten, wo gemäss NZZ «die Klagen der Beamten unmittelbar
vernommen werden», wurde das Thema debattiert. So legte etwa der Kanton Bern eine
weitere Standesinitiative (Kt.Iv. 16.317) für die Verschärfung der Strafen nach. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.12.2016
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Am 21. November 2020 machte die Weltwoche in einer «Online-Eilmeldung: Berset –
Erpressung und Vertuschung» bekannt, dass versucht worden war, Bundesrat Alain
Berset zu erpressen. Dies ging aus einem Strafbefehl der Bundesanwaltschaft hervor,
die im Dezember 2019 vom Innenminister eine entsprechende Strafanzeige erhalten
hatte. Laut den Medien, die den Fall anderntags bereitwillig aufnahmen, soll Alain
Berset zu einer Zahlung von CHF 100'000 aufgefordert worden sein, ansonsten würden
Fotos und persönliche Korrespondenz veröffentlicht. Die Tatverdächtige sei
festgenommen, rechtskräftig verurteilt und zur Zahlung einer Busse von CHF 4'500
verpflichtet worden, wusste die Weltwoche weiter zu berichten. Peter Lauener, der
Sprecher des Gesundheitsministers sowie der den Freiburger Bundesrat in dieser
Sache vertretende Anwalt bezeichneten den Fall vor den Medien als erledigt. Die
beschuldigte Person habe ihre «haltlosen und teilweise verleumderischen
Behauptungen» widerrufen. 

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.06.2022
MARC BÜHLMANN
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Die Medien liessen freilich nicht locker und versuchten in den Folgewochen, mehr
Details zum Fall zu recherchieren. Dabei boten wohl vor allem die geschwärzten Stellen
im Strafbefehl einen Anreiz. Für die Sonntagszeitung war klar, dass Berset mit der
Erpresserin eine Affäre gehabt haben musste. Allerdings seien die Fotos und die
Korrespondenz auf dem Computer und dem Handy der Frau von der
Bundesanwaltschaft gelöscht worden – mit schriftlicher Zustimmung der Verurteilten.
Auch die Beschreibungen des Inhalts der Bilder seien im Strafbefehl zensiert worden.
«Das ist ein ungewöhnliches Vorgehen», urteilte die Sonntagszeitung. 
In den Medien wurde virulent diskutiert, ob Alain Berset erpressbar sei und ob er von
den Strafbeamten eine privilegierte Behandlung erfahren habe. Dies wurde von den
Verantwortlichen verneint. Die Daten seien in den Verfahrensakten weiterhin
vorhanden und es sei bei der Schwärzung der Stellen vor allem um den
Persönlichkeitsschutz der involvierten Personen gegangen; laut der Bundesanwaltschaft
sei die Anonymisierung in diesem Fall gar zwingend gewesen. Anderer Meinung war vor
allem die Weltwoche. Die Bundesanwaltschaft sei rigoroser vorgegangen als normal und
Medien und Öffentlichkeit seien bewusst ausgeschaltet worden. Die Weltwoche schrieb
von «Ungleich-Justiz» und stellte gar die Vermutung auf, Berset habe die Frau durch
Geldzahlungen zum Schweigen gebracht. 
Der Tages-Anzeiger befand, Berset habe fahrlässig und zu spät gehandelt. Es seien rund
drei Wochen seit dem ersten Versuch vergangen, bevor er Anzeige eingereicht habe
und er habe zudem den Gesamtbundesrat nicht über den Fall informiert. Der Anwalt
Bersets erklärte hingegen, dass nicht von Beginn weg klar gewesen sei, ob die Sache
ernst sei oder nicht. Zudem habe Berset den damaligen Bundespräsidenten Ueli Maurer
sowie die damalige Justizministerin Karin Keller-Sutter in Kenntnis gesetzt. 
Die meisten Medien kommentierten den Fall zurückhaltender als die Weltwoche und
der Tages-Anzeiger. Dass der Innenminister die Erpressung sofort angezeigt habe, zeige
vielmehr, dass er eben nicht erpressbar sei. Sein Privatleben würde die Öffentlichkeit
nur dann etwas angehen, wen er dadurch in seinen Amtsgeschäften behindert würde,
was – insbesondere auch im Rahmen seiner sehr zeitraubenden Aufgaben während der
Covid-19-Pandemie – augenscheinlich nicht der Fall gewesen sei, urteilten etwa die
Aargauer Zeitung und die NZZ. Es handle sich hier um «Keine Geschichte», titelte der
Sonntags-Blick und kritisierte den «Fertigmacher-Journalismus».

Die SVP versuchte, den Fall politisch auszuschlachten: Thomas Aeschi (svp, ZG) forderte
etwa eine vertiefte Untersuchung durch die GPK. Anders tönte es aus den anderen
Parteien, wo die Meinung vorherrschte, Alain Berset habe richtig gehandelt. 

Ende November 2020 gab die Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft (AB-BA)
bekannt, dass sie sich das Vorgehen der Bundesanwaltschaft im Erpressungsfall Berset
genauer anschauen wolle. Auch die Klärung der Frage, wie die Informationen aus der
Bundesanwaltschaft überhaupt an die Weltwoche gelangt seien, werde untersucht, so
die AB-BA. Alain Berset selber nahm dann am Rande einer Medienkonferenz Stellung. Es
handle sich um eine abgeschlossene Privatangelegenheit, er sei nicht erpressbar und
appelliere an die Wichtigkeit der Privatsphäre, die «selbstverständlich auch für
Bundesräte» gelte. Ausser der Weltwoche, die den Fall bis Ende Jahr am Köcheln hielt,
verschwand die Geschichte in der Folge aus dem medialen Fokus. 

Dies änderte sich im September 2021. Erneut war es die Weltwoche, die aus ihr
vorliegenden «geheimen Strafakten» ableitete, dass Berset «die Unwahrheit gesagt,
Bundesbeamte missbraucht und Steuergeld verschleudert» habe. Er sei sehr wohl
erpressbar gewesen, habe gegen die Frau, die er zu einer Abtreibung gezwungen habe,
ein psychiatrisches Gutachten angestrengt, die Elitepolizei «Tigris» für die Verhaftung
der Frau in deren Wohnung mobilisiert, sie letztlich zum Schweigen gebracht und
während seiner ausserehelichen Affäre, die von Frühling 2012 bis Anfang 2013 gedauert
habe, auch missbräuchlich die amtliche Limousine inklusive Chauffeur verwendet.  Der
Artikel war Beginn einer neuerlichen Artikelflut in der Presse. Die NZZ berichtete laut
eigenen Aussagen darüber, «was nicht in der Weltwoche steht». Die Frau habe in der
Tat abgetrieben, sei aber offenbar nicht von Berset schwanger gewesen. Beim Einsatz
der Ermittler der Bundespolizei, die die Frau in zivil auf der Strasse angesprochen
hätten, habe es sich um einen Standardeinsatz gehandelt und Berset habe die
Anwaltskosten übernommen, die eigentlich die Frau hätte bezahlen müssen, weil sie die
Sache auf sich habe beruhen lassen. Der Tages-Anzeiger wusste hierzu zu berichten,
dass Lukas Bruhin, der ehemalige Generalsekretär des EDI, also des Departements von
Berset, dafür mit der Frau Kontakt aufgenommen habe. Dies wiederum wurde von
Alfred Heer (svp, ZH) zum Anlass genommen, erneut eine GPK-Untersuchung zu fordern,
da es nicht angehe, den Staatsapparat mit der Lösung privater Probleme zu
beauftragen. Der Blick gab hingegen bekannt, dass Lukas Bruhin lediglich die
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Bedrohungslage eruiert habe. Auch der Einsatz der Tigris-Einheit sei damit zu erklären,
dass Berset Drohanrufe erhalten habe, deren Urheberin oder Urheber nicht klar
gewesen seien – in diesem Fall sei ein solches Vorgehen angezeigt. Die Frage stelle sich
aber, so der Blick, wer der Weltwoche die geheimen Unterlagen zugestellt habe. 

In der Tat leitete die Bundesanwaltschaft in der Folge ein Verfahren und den Antrag
auf einen Sonderermittler ein. Viel zu schreiben gab auch die Frage, ob es für ein
Bundesratsmitglied opportun sei, die Staatslimousine für private Zwecke zu nutzen, falls
Berset dies überhaupt getan haben sollte. Nachdem die Bundeskanzlei auf das Aide-
mémoire verwies, das als eine Art Handlungsanleitung für Bundesratsmitglieder dient
und die Nutzung der Bundesratsfahrzeuge auch für Privatzwecke explizit erlaubt, wurde
dieses Thema freilich nicht weiter verfolgt. Neben der Frage, ob es sich hier um eine
letztlich abgeschlossene Privatangelegenheit handle, oder ob sie als politisch zu
taxieren sei, öffnete sich freilich auch ein intermedialer Streit: Die Weltwoche warf dem
Ringier-Verlag, aber auch SRF vor, über die «Affäre Berset» zu wenig zu berichten und
sie zu decken. Bei der NZZ am Sonntag sei ein vorbereiteter Bericht gar «unterdrückt»
worden, wusste die Weltwoche zu berichten.

Mitte Oktober 2021 wurden die Resultate der Untersuchung der AB-BA vorgelegt: Die
Strafbehörden hätten korrekt gehandelt und eine Privilegierung Alain Bersets habe
nicht vorgelegen, so das Fazit des Berichts. In der Zwischenzeit waren die GPK beider
Räte allerdings zum Schluss gekommen, dass eine Untersuchung des Falls nur schon
deshalb angezeigt sei, um die von der Weltwoche vorgebrachte Kritik zu klären. Ziel der
GPK-Untersuchung war herauszufinden, ob staatliche Mittel für die Lösung privater
Probleme Bersets verwendet worden waren und ob der Einsatz der polizeilichen
Sondereinheit Tigris verhältnismässig gewesen war. Zudem beschloss die AB-BA mit
Christoph Rüedi einen Sonderstaatsanwalt mit der Untersuchung der Indiskretionen,
also der Weitergabe von Dokumenten an die Weltwoche zu beauftragen. 

In der Folge wurde es erneut ruhig um den Erpressungsfall. Im Mai 2022 stellte
Sonderstaatsanwalt Rüedi das Verfahren ein, weil es keine Anhaltspunkte gebe dafür,
dass Angestellte der Bundesanwaltschaft Dokumente an die Weltwoche weitergegeben
hätten. Möglich sei, dass die Zeitung die Akten von der verurteilten Frau erhalten habe,
was aber nicht strafbar sei. Nicht abschliessend abgeklärt werden konnte, ob die Akten
von der Bundespolizei – der dritte Akteur, der Zugang zu den Akten hatte –
weitergegeben worden waren.

Mitte Juni 2022 legten dann die GPK ihren Bericht zu den «Abklärungen zur versuchten
Erpressung von Bundesrat Alain Berset» vor. Darin wurden sämtliche Vorwürfe
entkräftet. Die Kommissionen hatten Einblick in die Strafakten, die auch der
Weltwoche vorgelegen hatten und teilten die Einschätzung der Weltwoche laut Bericht
nicht: Die Bundesanwaltschaft habe Berset keine Vorzugsbehandlung gewährt; der
Einsatz der Bundespolizei sei nicht unverhältnismässig gewesen; die eingesetzte
Arbeitszeit von Stabsmitarbeitenden zur Abwehr der Erpressungsdrohung sei
angemessen gewesen; die private Nutzung der Bundesratslimousine sei legal gewesen;
die Verdächtigung, Alain Berset habe Bundesmittel für private Zwecke eingesetzt, sei
unbegründet.

Noch immer liessen die Medien freilich nicht locker. Für Stirnrunzeln sorgte
insbesondere, dass der Mailverkehr zwischen dem ehemaligen Generalsekretär Lukas
Bruhin und der Erpresserin gelöscht worden und der GPK deshalb nicht zur Einsicht
vorgelegt worden war. Während die Weltwoche fand, Berset hätte damit das
«Parlament hinters Licht geführt», sah der Tages-Anzeiger den Innenminister zwar
«reingewaschen, aber nicht fein raus». 11
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Le taux d’intérêt de référence est utilisé pour la fixation des loyers en Suisse. Depuis
juin 2017, il est fixé à 1,5%. Ce taux de référence n’a pas changé en juin 2019. Aucune
prétention de baisse ou de hausse des loyers n’est donc envisageable pour les
locataires ou propriétaires qui ont fixé leur loyer avec ce taux comme référence. 12

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.09.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Geld, Währung und Kredit

Makroprudenzielle Regulierung

L'anticipation des investisseurs sur l'inflation, les problèmes d'approvisionnement
depuis la crise du Covid-19 et la hausse du prix de l'énergie, notamment induite par la
guerre en Ukraine, ont entraîné des mouvements sur le marché international des
capitaux. Ces mouvements ont forcé le marché immobilier à revoir à la hausse les taux
hypothécaires. Ainsi, les taux hypothécaires à 5 et 10 ans ont quitté le plancher. Par
exemple, les taux fixes à 5 ans se négociaient en moyenne vers 1,34% en avril 2022,
alors qu'ils se négociaient en moyenne à 1,01% en avril 2021. Cette tendance à la hausse
a attisé les craintes des propriétaires et enflammé les débats sur le marché immobilier
helvétique. Dans cette optique, l'Autorité fédérale de surveillance des marchés
financiers (FINMA) a partagé ses craintes d'une surchauffe du marché immobilier. Elle
s'est opposée à un relâchement en matière d'octroi de crédits hypothécaires afin
d'éviter la création d'une bulle immobilière en Suisse. D'après la Finma, de nombreux
facteurs suggèrent une «surévaluation des biens immobiliers». En parallèle, la Banque
nationale suisse (BNS) a demandé au Conseil fédéral de réactiver le volant anticyclique
sectoriel de fonds propres et de le porter à 2.5%. Ce volant anticyclique avait été
désactivé en mars 2020 afin d'offrir aux banques plus de latitude dans l'octroi de
crédits pour répondre à la crise économique et financière du Covid-19. Le Conseil
fédéral a accepté de réactiver le volant anticyclique car les incertitudes liées à la crise
du Covid-19 ont majoritairement disparu. Cette décision doit donc permettre de
ralentir la surchauffe du marché de l'immobilier. 13

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.01.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Nationalbank

Début septembre 2021, la Banque nationale suisse (BNS) a mis sous les projecteurs
l'évolution des marchés hypothécaires et immobilier. En effet, au bénéfice d'une
chute du taux d'intérêt, le prix des maisons et des appartements en PPE ont explosé ces
dernières années. Plus précisément, le risque de capacité financière a augmenté. Alors
que les coûts assumés par l'emprunteur ne doivent, théoriquement, pas dépasser un
tiers de son revenu. Une hausse du taux d'intérêt à hauteur de 4 à 5 pour cent
mettraient potentiellement en difficulté la moitié des emprunteurs. Face à ce risque
croissant, la possibilité de réactivation du volant anticyclique, qui force les banques à
augmenter leurs fonds propres, a été mis sur la table. Lors d'une conférence de presse,
la BNS a mis un terme aux spéculations à la fin du mois. Le volant anticyclique n'a pas
été réactivé. Par contre, la BNS a indiqué suivre attentivement l'évolution des marchés
hypothécaires et immobilier. 14

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.09.2021
GUILLAUME ZUMOFEN
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Banken

Der Konzentrationsprozess im Bankensektor intensivierte sich 1991. Da die für das
Bestehen im verschärften Wettbewerb mitentscheidende moderne. Infrastruktur eine
gewisse Mindestgrösse verlangt, waren vom Strukturwandel vor allem die kleineren
Banken betroffen. Wegen ihrer geringeren Diversifikationsmöglichkeiten bereiteten
auch die markanten Einbussen im Immobiliensektor den Regionalbanken grössere
Schwierigkeiten als den Grossbanken. Die Zahl der dem Bankengesetz unterstellten
Institute ging nach Angaben der Nationalbank innerhalb eines Jahres von 625 auf 592
zurück, diejenige der Regionalbanken reduzierte sich nach Angaben der
Bankenkommission von Anfang 1990 bis Ende 1991 um rund 10%. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1991
HANS HIRTER

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Wohnungsbau und -eigentum

Im Mai 2021 veröffentlichte die Blick-Zeitung Recherchen, gemäss denen die Lex Koller
im Kanton Bern in mehreren Fällen nur mangelhaft umgesetzt worden sei.
Ausländerinnen und Ausländer dürfen im Kanton Bern wegen dem Bundesgesetz über
den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland (Lex Koller) nur unter
strengen Auflagen Grundstücke erwerben. Konkret dürfen ausländische Personen nur
ein Grundstück erwerben, das maximal 1000 Quadratmeter gross ist und nicht mehr als
200 Quadratmeter Wohnfläche aufweist. Der Blick zeigte nun aber Beispiele, in denen
reiche Russen, Omani oder Neuseeländer in Ferienorten wie Grindelwald, Gstaad oder
Brienz entweder zu grosse oder zu viele Grundstücke erworben hatten. Die lokalen
Behörden würden derweil «bei Bewilligungen beide Augen zudrücken, Ausnahmen zur
Regel werden lassen und Auflagen nicht kontrollieren», so der Blick. SP-Nationalrätin
Jacqueline Badran (sp, ZH) reagierte in dem Zeitungsartikel empört über die
Entdeckungen und zeigte sich überzeugt, dass diese nur die Spitze des Eisbergs seien.
Sie forderte eine Verbesserung der Umsetzung der Lex Koller und drohte ansonsten mit
einer Volksinitiative. Auch die Nationalräte Martin Candinas (mitte, GR) und Erich von
Siebenthal (svp, BE) kamen im Zeitungsartikel zu Wort und forderten, dass die
bestehenden Gesetze besser eingehalten werden. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.05.2021
ELIA HEER

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

In diesem Klima der allgemeinen Verunsicherung wäre ein klärendes Wort des
Bundesrates besonders nötig gewesen. Doch darauf wartete man bis Ende 1990
vergeblich, obgleich die Landesregierung bereits im Mai anlässlich einer Klausurtagung
von der Auswertung der Vernehmlassung zum Drogenbericht Kenntnis nahm und
Bundesrat Cotti verschiedentlich eine baldige Stellungnahme versprach. Als
Hauptgrund für diese Verzögerung wurde der Umstand angesehen, dass die
Vernehmlassung zwar eine deutliche Mehrheit für die Entkriminalisierung des
Drogenkonsums ergeben hatte – 15 Kantone und fünf Parteien (FDP, GB, GP, LdU und
SP) waren dafür –, dass sich aber die welschen Kantone und der Tessin vehement
dagegen aussprachen und sich zwei der vier Bundesratsparteien (CVP und SVP)
ebenfalls deutlich reserviert zeigten. 17

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.11.1990
MARIANNE BENTELI
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Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Die Gewalt gegen Asylsuchende hat in den letzten vier Jahren massiv zugenommen.
Von 1989 bis 1991 registrierte die Bundesanwaltschaft über 200 fremdenfeindliche oder
vermutlich xenophob motivierte Gewalttaten, 90 allein 1991. Dabei handelte es sich in
erster Linie um Übergriffe auf Asylunterkünfte (fast die Hälfte der Fälle). Die meisten
von ihnen blieben unaufgeklärt. Aber auch dort, wo es zu keiner direkten
Gewaltanwendung kommt, fühlen sich die Asylsuchenden und ihre Betreuer in
zunehmendem Mass verängstigt und bedroht. 18

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.12.1991
MARIANNE BENTELI

Kinder- und Jugendpolitik

Die meisten Vorstösse befassten sich in der einen oder anderen Form mit dem in den
letzten Jahren stark thematisierten Problem der Jugendgewalt. Diese Frage nahm
dementsprechend bereits in der allgemeinen Debatte einen breiten Raum ein. Dabei
kam klar zum Ausdruck, dass die Eindämmung der Jugendgewalt eine
Querschnittsaufgabe aller Ebenen (Bund, Kantone, Gemeinden) und Bereiche
(Elternhaus, Schule, Ausländerintegration) ist, dass es einerseits darum geht, auch
repressive Massnahmen ins Auge zu fassen, dass aber andererseits auf dem Gebiet der
Prävention noch zusätzliche Anstrengungen unternommen werden müssen nach dem
Motto „fordern und fördern“, welches schon die Ausgestaltung des neuen
Ausländergesetzes geprägt hatte. Je nach politischer Ausrichtung der Parteien wurde
eher der eine oder der andere Aspekt in den Mittelpunkt gerückt.

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.12.2007
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

An der Delegiertenversammlung in Basel Ende August äusserte sich die Parteispitze zur
Sicherheitspolitik. Angeprangert wurden die Kriminalität von Asylbewerbern und der
lasche Umgang der Polizei und der Justiz damit. Statt auf Sicherheit zu setzen, würde
die Staatstätigkeit ausgedehnt. Zudem dauerten Asylverfahren viel zu lange. Auf den
arabischen Frühling müsse in der Schweiz ein Winter der Sicherheit folgen. 19

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.08.2012
MARC BÜHLMANN
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